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Interview 
Demokratie ist für Susanne Hofer mehr, als zu einer Wahl zu gehen. 
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Es ist wohl nötig, an vielen Schrauben zu drehen, um Menschen 
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1,2 Millionen Menschen, die in Österreich leben, waren bei der 
Nationalratswahl nicht wahlberechtigt. 
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Demokratie darf nicht als selbstverständlich 
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SOZIALE SICHERHEIT EDITORIAL I INHALT 

1 
Nr. 11, herausgegeben im November 2019 

FACHZEITSCHRIFT DER 
ÖSTERREICHISCHEN 
SOZIALVERSICHERUNG 

Liebe Leserinnen und Leser! 
Die November-Ausgabe der Fachzeitschrift „Soziale Sicherheit" ist 
zugleich das vorletzte Heft dieser Reihe, das vom Hauptverband 
herausgegeben wird. Ab Jänner 2020 wird die Soziale Sicherheit aus 

dem Dachverband, dem Rechtsnachfolger des 
Hauptverbandes, erscheinen. 
Aktuell berichten wir von der in Salzburg statt­ 
gefundenen Sozialrechtstagung zur SV-Neu­ 
organisation, der jüngsten Sozialstaatsenquete 
zum Pflegethema, den durchaus erfolgreichen 
Projekten „Bewegt im Park" und „Dialog ge­ 
sunde Schule" sowie einem von der OÖGKK 
und der SVA der Bauern in Linz veranstalteten 
Vernetzungstag zum ,Coaching' von Gesund­ 
heitskompetenz. 

Mag. Beate Maier-Glück (Hauptverband) erläutert in ihrem F e lii:iilr:ag~, 
die „SozDok", die Datenbank der österr. Sozialversicheru _g:)Jnd ihr sog.~ 
Alleinstellungsmerkmal. Diese Dokumentation gibt es/sert den späten 
70er Jahren und wird seit dem Jahr 2002 vom Haupi~rban_cd . ,e revf. . 
Sie soll im Rahmen des Sozialversicherungsrechts ei 1 ~rbeifsniittel tür 
die Praxis in Gesetzgebung und Vollziehung sein. ~ \v\ 
Zum derzeit auch öffentlich heftig diskutierten Thema ,Sel~verwaltung -< 
in der Sozialversicherung' formuliert der von der deutsch~4'G>@\~\V,PJ:~~-. 
sicherung beauftragte und vor allem in Brüssel tätig gewesene~e e 
Dr. Günter Danner acht Thesen, die ein leidenschaftliches Plädoyer für 
diese demokratische Form der Verwaltung sind. Der Autor dieses Edi­ 
torials durfte nicht nur den Kenntnis- und Erfahrungsreichtum dieses 
Fachmannes in persönlichen Gesprächen kennenlernen, sondern auch 
seine tiefe Verbundenheit mit der österreichischen Sozialversicherung. 
Mag. Dr, Konrad Stockinger (AUVA, OÖ) geht ebenso detail- und kennt­ 
nisreich auf das nicht unkomplizierte Thema ,Europäische Union und 
Unfallversicherung' ein. Der Einfluss der Europäischen Union macht - 
und das wird in diesem Artikel deutlich - auch vor den innerstaatlichen 
Bestimmungen der gesetzlichen UV nicht halt. Diese an sich sehr posi­ 
tive Entwicklung ermöglicht zunehmend eine grenzüberschreitende In­ 
anspruchnahme von Leistungen und damit eine deutliche Verbesserung 
des Gesundheits- und Sicherheitsschutzes bei der Arbeit in den euro­ 
päischen Ländern. 
Ein Bericht über das ,Europäische Forum Alpbach' und deren Gesund­ 
heitsgespräche runden diese Ausgabe der Sozialen Sicherheit ab. 

~ 
Dr. Wilhelm Donner 
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434 Teilnahmerekord mit 69.490 Bewegungsbegeisterten 

von Tirol bis Burgenland - Erfolgsbilanz 
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Dr. Günter Danner 
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und gesetzliche Unfallversicherung 
Mag. Dr. Konrad Stockinger 
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464 Bericht vom Europäischen Forum Alpbach 

- Freiheit und Sicherheit 
Tobias Aigner, Regine Bohrn, Andreas Haker, 
Monika Hör/er und Michael Huber 
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467 Für Sie gelesen 

Health System Watch V/2019 
469 Verlagerungspotenziale im österreichischen 

Gesundheitssystem 
Thomas Czypionka, Markus Kraus, Christoph Stegner 

Soweit in diesem Heft personenbezogene Bezeichnungen nur in männ­ 
licher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen und Männer in gleicher 
Weise. Bei der Bezeichnung bestimmter Personen oder Personengruppen wird 
die jeweils geschlechtsspezifische Form verwendet. 
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dem Verleger für den Fall der Annahme das übertragbare. zeitlich und örtlich unbeschränkte aus­ 
schließliche Werknutzungsrecht (§ 24 UrhG) der Veröffentlichung 1n dieser Zeitschrift ein, ein­ 
schließlich des Rechtes der Vervielfältigung in jedem technrschen Verfahren (Druck. Mikrofilm und so 
weiter) und der Verbreitung (Verlagsrecht) sowie der Verwertung durch Datenbanken oder ähnliche 
Einrichtungen, des Rechtes der Vervielfältigung auf Datenträgern jeder Art, der Speicherung in und 
der Ausgabe durch Datenbanken. der Verbreitung von Vervielfältigungsstücken an die Benutzer, der 
Sendung(§ 17 UrhG). der sonstigen öffentlichen Wiedergabe(§ 18 UrhG) sowie der öffentlichen Zur­ 
verlügungstellung, insbesondere über das Internet (§ 18a UrhG). Gemäß § 36 Abs. 2 UrhG erlischt 
die Ausschließlichkeit des eingeräumten Verlagsrechtes mit Ablauf des dem Erscheinen des Beitra­ 
ges folgenden Kalenderjahres: dies gilt für die Verwertung durch Datenbanken rncht. 
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➔ Editorial . . . . . . 
Von Johannes Schramm und Josef Aicher 
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ZVB-Aktuell 448 

Vergaberecht 
Beiträge 
➔ Mindestlohn und soziale Kriterien . 
Von Wiesinger ist in der ZVB kürzlich ein sehr klarer Beitrag zum Thema „Mindestlohnvorgaben durch den 
AG?" erschienen. Demnach sind die Rsp des EuGH zu diesem Thema eindeutig und „Mindestlohnvorga­ 
ben" unzulässig. Erhebliche Wechselwirkungen bestehen zwischen der „Unzulässigkeit von Mindestlohn­ 
vorgaben" einerseits und der Frage, unter welchen Voraussetzungen soziale Kriterien in Folge dieser Rsp 
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Von Albert Oppel 

➔ Teilnahme von Bietern und Waren aus Drittländern in Vergabeverfahren 
Gedanken zum Umgang mit Teilnehmern aus Drittländern in Vergabeverfahren 
Die Europäische Kommission hat kürzlich „Leitlinien zur Teilnahme von Bietern und Waren aus Dritt/än­ 
dern am EU-Beschaffungsmarkt" veröffentlicht. Die (rechtlich unverbindliche) Mitteilung der Kommission 
stellt umfassend die Rechtsgrundlagen für Teilnehmer aus Drittländern bei EU-Vergabeverfahren dar. 
Von Julia Graf und Andreas Gföhler 
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(Mitarbeiterinnen dieses Hefts] 
Mag. Gudrun Bol/, ASFINAG, Abteilung Recht und Einkauf 
Mag. Johannes Bousek, Rechtsanwalt bei Lattenmayer, Luks, Enzinger Rechtsan­ 
wälte 
Dr. Taljana Chiwitt-Oberhammer, MA, in D und CH zugelassene Rechtsanwältin, 
Mitarbeiterin bei Lessiak & Partner Rechtsanwälte 
Dr. Andreas Gföhler, Rechtsanwalt bei Schramm Öhler Rechtsanwälte 
Mag. Jacqueline Guger, Rechtsanwaltsanwärterin bei Schramm Öhler Rechtsanwälte 
Julia Graf, LL.M., Rechtsanwaltsanwärterin bei Schramm Öhler Rechtsanwälte 
Mag. Georg Gruber, Vergabejurist 
Mag. Thomas Gruber, Richter des Bundesverwaltungsgerichts 
Mag. Leo Haslhofer, Rechtsanwalt bei Schramm Öhler Rechtsanwälte 
Mag. Riccarda Peck, Rechtsanwältin bei Schramm Öhler Rechtsanwälte 
Mag. Hannes Pesendorler, Rechtsanwalt bei Schramm Öhler Rechtsanwälte 
Dr. Albert Oppel, Richter des Verwaltungsgerichts Wien 
Mag. Christoph Schönte/der, Vergabejurist bei IAKW AG 
Emanuel Varvaroi, LL. M. (WU), Vergabejurist bei IAKW AG 

(Der Radaktionsbeirat] 
Dr. Stephan Denk, Rechtsanwalt bei Freshfields Bruckhaus Deringer- 
Dr. Heimo Ellmer, Leiter der Abteilung Baunormung, Referent für Vergabewesen 
im österreichischen Normungsinstitut, Lektor an der FH Technikum Kärnten, Sach­ 
verständiger 
Dr. Hans Gölles, Sachverständiger für Vergabe- und Verdingungswesen, 
Autor zahlreicher Publikationen in den Bereichen Bauvertrag und Vergabe 
Mag. Reinhard Grasböck, Richter des Bundesverwaltungsgerichts 

Doz. Dr. Brigitte Gutknecht, Institut für Staats- und Verwaltungsrecht der 
Universität Wien 
Univ. -Prof. DI Dr. Andreas Kropik, Professor für Bauwirtschaft und Baumanagement 
an der TU Wien, geschäftsführender Gesellschafter der Bauwirtschaftlichen Beratung 
GmbH mit Sitz in Perchtoldsdorf bei Wien, Sachverständiger 
Dr. Rudolf Lessiak, Rechtsanwalt und Seniorpartner einer Kanzlei mit Schwerpunkt 
im Vergaberecht 
Dr. Matthias Öhler, Rechtsanwalt und Partner bei Schramm Öhler Rechtsanwälte 
Mag. Franz Pachner, BMWFW iR 

[Bundesländerkorrespondentinnen] 
Mag. Otto-lmre Pathy, Landesverwaltungsgericht Vorarlberg 
Dr. Robert Berger, Amt der Salzburgar Landesregierung 
Dr. Doris Hattenberger, Universität Klagenfurt 
Mag. Beatrix Lehner, Richterin des Bundesverwaltungsgerichts (Außenstelle Graz) 
Dr. Albert Oppel, Richter des Verwaltungsgerichts Wien 
Mag. Christian Ruzicka, Stadt Wien, MA 63 
Dr. Sigmund Rosenkranz, Senatsvorsitzender des Landesverwaltungsgerichts Tirol 
Mag. Manja Schlossar-Schiretz, Landesverwaltungsgericht Steiermark 
Mag. Karin Schnab/, Landesverwaltungsgericht Steiermark 
Dr. Volker Wurdinger, Landesverwaltungsgericht Tirol 

Die veröffentlichten Beiträge geben die persönliche Meinung der/des jeweiligen Au­ 
torin/Autors wieder, welche sich nicht unbedingt mit der Meinung der Behörde, der 
die/der jeweilige Autorin/Autor angehört, decken muss. 
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VI ZR 156/18* Nur eine wirksame qualifizierte Nachrangabrede ist geeig- 2304 
net, der Qualifikation des Rückzahlungsanspruchs als un­ 
bedingt im Sinne des§ 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 KWG entgegen­ 
zustehen; zur fehlenden Transparenz einer in einem Ver­ 
mögensanlagevertrag enthaltenen Rangrücktrittsklausel 

XI ZR 662/18* Widerrufsinformation muss nicht in einer einheitlichen Ver- 2307 
tragsurkunde mit den übrigen Darlehensbestimmungen 
enthalten sein 

6 W 47/19 Streitwert einer kombinierten Klage gegen den Hersteller 2310 
eines Kfz aus Deliktsrecht und dem Finanzierer nach 
Widerruf des Darlehensvertrages 

6 U 148/18* 

II ZR 192/18* 

I-26 W 3/17 
[AktE]* 

Insolvenzrecht und Zwangsvollstreckung 
Bundesgerichtshof 17.10.2019 IX ZB 5/18 

Zur Frage eines Widerrufsrechts bei Verbraucherdarle- 2312 
hensvertrag - hier: zur Verfügung stellen einer Abschrift 
der Vertragsurkunde und Einhaltung der Pflichtangaben 
für Widerrufsbelehrung 

Wirksamkeit einer Klausel in dem Dienstvertrag des Vor- 2315 
stands einer AG, wonach der Aufsichtsrat Sonderleistun- 
gen nach billigem Ermessen bewilligen kann, es sich dabei 
um freiwillige Zuwendungen handelt und aus ihnen kein 
Rechtsanspruch abgeleitet werden kann; kein Anspruch 
auf Zahlung einer variablen Vergütung aufgrund einer sol- 
chen Klausel 

U. a. zur Frage, ob eine im Rahmen eines Vergleichs durch 2319 
den Hauptaktionär erhöhte Kompensationsleistung den 
Gegenstand der Angemessenheitsprüfung in einem nach­ 
folgenden Spruchverfahren bilden kann 

Entsprechende Geltung von§ 3 InsVV für die Vergütung 2325 
des vorläufigen Insolvenzverwalters auch dann, wenn der 
Festsetzung die durch das Gesetz vom 15. Juli 2013 geän­ 
derten Normen zugrunde zu legen sind 
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die Regulierungsbehörde 

Zur Einbeziehung grundsätzlich aller Betreiber von Ver- 2329 
teilernetzen in den Effizienzvergleich (hier: der DB Energie 
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1 MIETRECHT 
Gründerzeitviertel - gründlich und zeitgemäß betrachtet 
Innerhalb eines Gründerzeitviertels ist der Lagezuschlag nach§ 16 Abs 2 Z 3 MRG, der hohen Einfluss auf 
den zulässigen Richtwertmietzins genießt, gesetzlich ausgeschlossen: Die Beurteilung, ob ein solches Gründer­ 
zeitviertel vorliegt, hat in der Praxis große Bedeutung und wird doch meist nur mithilfe eines mittlerweile 
veralteten Verzeichnisses vorgenommen. Der Beitrag möchte der Praxis neue Anregungen für eine gründliche 
und zeitgemäße Einzelfallbetrachtung geben. 
Clemens Limberg/ Valentin Plank 
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OGH 29. 8. 2019, 6 Ob 61/19 t 
OGH 29.8.2019, 6 Ob 36/19s 
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• WOHNUNGSGEMEINNÜTZIGKEITSRECHT 
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• Für die Frage der Widmung ist auf die privatrechtliche Einigung der 
WEer abzustellen (Sigrid Räth) 

OGH 13. 6. 2019, 5 Ob 50/19 t 

• Zur Erhaltungspflicht einer vom Mieter installierten Heiztherme nach 
erfolgtem Eintritt und Anhebung gern § 46 Abs 2 MRG 
(Christian Prader) 

• Rügepflicht des Geschäftsraummieters bei einem Gründungsgeschäft? 
(Wolfgang Ruckenbauer) 

• Auswirkungen des § 7 a ETV 2002 auf die Behauptungs- und Be­ 
weislast, insb bei der Mietzinsminderung (Helmut Böhm) 

• Zur Bestimmheit des Bestandzinses (Alexander Klein) 
• Zum Erfordernis pflegschaftsgerichtlicher Genehmigung 
eines Mietzinsminderungsvergleichs (Marie-Liduine Beham) 

• Fixzinsvereinbarungen sind nicht jedenfalls unzulässig 
(Wilhelm Garzon) 
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• GEWÄHRLEISTUNGSRECHT 
Die Verweigerung der Mangelbehebung durch den Werkunternehmer 395 
Kann die Verweigerung der Verbesserung/des Austauschs durch den Werkunternehmer iSd § 932 Abs 4 
Satz 2 ABGB rechtliche Konsequenzen in Bezug auf den Einwand des nicht (gehörig) erfüllten Vertrags 
(§ 1052 ABGB) durch den Werkbesteller nach sich ziehen? Dieser Frage nach möglichen Rechtsfolgen wird 
hier in Hinblick auf den Gesetzeswortlaut des§ 932 Abs 4 ABGB sowie die stRsp zum „Unverhältnismäßig­ 
keitseinwand" (des Unternehmers) iSd § 932 Abs 4 Satz 1 ABGB nachgegangen und untersucht, welche 
allfälligen Klarstellungsnotwendigkeiten sich de lege ferenda ergeben könnten. 
Volker Riepl 
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